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„Endlich mal eine wegwei-
sende Entscheidung, die des 
Preises würdig ist.“ Der Bürger-
meister kommentierte die Ver-
gabe des Friedensnobelpreises 
an zwei aufrechte Journalis-
ten, die Philippina Maria Ressa  
und den Russen Dimitri Andre- 
jewitsch Muratow. Damit wur-
den gleich mehrere Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen: Ers-
tens wurde auf die Bedeutung einer freien Pres-
se in einer immer unfreier werdenden Welt auf-
merksam gemacht. Zweitens auf die schlei-
chende Erosion der Pressefreiheit überall auf 
der Welt, in Europa wie in Asien, in Afrika wie 
in Lateinamerika. Und drittens wurde durch die 
Preisvergabe an zwei profilierte, wenngleich 
über die Grenzen ihres Landes hinaus wenig be-
kannte Personen auch symbolisch ein im besten 
Sinne des Wortes universales Rechtsprinzip ge-
ehrt: Die Pressefreiheit als solche.

Denn wer erinnert sich schon noch an die 

Preisträger der letzten Jahre? Barack Obama, 
der zu Beginn seiner Amtszeit den Preis erhielt 
und dann doch acht Jahre permanent Kriege 
führte. Der äthiopische Ministerpräsident, der 
voller guten Willens sein Land derzeit in Cha-
os und Hunger führt. Das Welternährungspro-
gramm der UNO, das als anonyme Organisati-
on keine Emotionen hervorrufen konnte. Ärz-
te, Menschenrechtsaktivisten, Opfervertreter, 
die alle für sich genommen natürlich Heraus-
ragendes leisteten, aber keine umspannende 
Idee repräsentierten.

Da ist doch Freedom of the press, wie es 
der erste Zusatzartikel der US-Verfassung seit 
1791 postuliert, ein ganz anderes Kaliber. Lei-
der wurde die Aufmerksamkeit der deutschen 
Öffentlichkeit in den letzten Tagen und Wo-
chen viel zu sehr von tagesaktuellen Themen 
gefesselt wie die Kanzlerwerdung des Cum-Ex-
Schlumpfes, das Scheitern Berlins von der Ver-
waltung bis zum Flughafen oder der dramati-
sche Linksruck der SPD. Da war keine Zeit, sich 
mit der historischen Rolle der Presse und des 
Journalismus‘ für die Entwicklung, Bewahrung 
und Stabilisierung von Demokratie und Freiheit 
zu beschäftigten. 

Leider gibt es auch so gut 
wie keine Auseinandersetzung 
mit der Tatsache, dass in vie-
len Ländern der Erde der Beruf 
des Journalisten einer der ge-
fährlichsten überhaupt ist und 
schnurstracks ins Gefängnis 
führen kann. In Russland wer-
den über die Jahre hin immer 
wieder Journalisten auf merk-
würdige Weise getötet, und 

auch der frischgebackenen Nobelpreisträger 
Dmitri Muratow wurde vom Kreml schon da-
vor gewarnt, sich als Preisträger nicht zu sicher 
zu fühlen und zu aufmüpfig zu werden. In der 
Türkei sitzen so viele Journalisten im Gefäng-
nis wie in kaum einem anderen Land. In Af- 
ghanistan werden Reporter verprügelt und ein-
geschüchtert. In Ländern wie Kuba und China 
darf sowieso nur schreiben und senden, wer 
voll auf Staats- oder Parteilinie ist. (Das war 
übrigens auch in der DDR so, als die Partei al-
leine regierte, die jetzt in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern ohne Not wieder mitregie-
ren soll.)

Aber nicht nur Staaten, auch Kriminelle ha-
ben es auf Journalisten abgesehen. In Malta 
wurde eine mutige Frau in die Luft gejagt, in 
der Slowakei ein junger Mann samt Partnerin 
erschossen, weil sie in der Presse über illegale 
und korrupte Machenschaften berichtet oder 
dazu recherchiert hatten.

Wer sich über das gesamte Ausmaß der Be-
drohung der Pressefreiheit weltweit und über 
die Gefahren, die Journalisten und Reportern 
rund um den Erdball drohen, informieren will, 
dem sei die Website www.reporter-ohne-gren-
zen.de ans Herz gelegt. Die Einblicke dort sind 
erschreckend.

Der Bürgermeister ärgert sich natürlich 
manchmal über den einen oder anderen Artikel 
in unserer Heimatzeitung. Wie sollte es anders 
sein? Aber er respektiert die Arbeit und freut 
sich darüber, dass die Menschen im Städtchen 
sich noch über das lokale Geschehen aus ers-
ter Hand informieren können. Denn wie sagte 
es der erste und letzte demokratisch gewählte 
Ministerpräsident der DDR, Lothar de Maiziè-
re: „Lokalzeitungen erklären Zusammenhänge 
anhand von kleinen Ereignissen und bringen 
damit die große Welt in die Wohnzimmer der 
Menschen“.
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Die Bedrohung  
der Pressefreiheit

14. Wunsiedler Forum:

Kampf gegen  
Diskriminierung und Rassismus

Unter dem Motto „Die Würde des Menschen ist unantastbar – 
Bayern gegen Diskriminierung und Rassismus“ fand heuer das 
14. Wunsiedler Forum statt. An dem Fachtag zu aktuellen The-
men der Arbeit gegen Rechtsextremismus nahmen etwa 80 Ver-
treter aus Politik und Zivilgesellschaft aus ganz Bayern teil. Ver-
anstalter des Wunsiedler Forums sind das Bayerische Bündnis 
für Toleranz, die Festspielstadt Wunsiedel und der Landkreis 
Wunsiedel im Fichtelgebirge. 

Die Themen Rassismus und 
Diskriminierung werden nach Ex-
perteneinschätzung inzwischen 
viel offener diskutiert als noch 
vor einigen Jahren. „Es gibt ein 
Problembewusstsein. Instituti-
onen und Gruppierungen wol-
len sich mit dem Thema befas-
sen“, erklärte Martin Becher, Ge-
schäftsführer des Bayerischen 
Bündnisses für Toleranz. Seit 
dem Erstarken der Black Lives 
Matter (BLM) -Bewegung zöger-
ten auch staatliche Stellen nicht 
mehr, das Thema Rassismus of-
fen anzugehen. Dies sei ein völlig 
anderer Diskurs als noch vor fünf 
oder zehn Jahren. Die Sensibilität 
sei gewachsen, gerade auch vie-
le junge Menschen gingen inzwi-
schen an die Öffentlichkeit und 
träfen nicht mehr auf eine Mau-
er des Schweigens. „Es gibt einen 
Resonanzboden“, so Becher.

Vernetzung  
in einem geschützten Raum

Das Wunsiedler Forum wolle 
Vernetzung ermöglichen, fuhr der 
Geschäftsführer fort: Diejenigen, 
die sich gegen menschenfeindli-

che Einstellungen, gegen Abwer-
tungen und damit auch gegen die 
extreme Rechte engagieren, aber 
nicht betroffen sind, müssten sich 
mit denen verbünden, die von 
Rassismus betroffen sind. „Die di-
rekt Betroffenen müssen das Ge-
fühl haben, dass sie nicht allein 
sind.“ Alltagsrassismus sei für sie 
alltäglich erlebter Rassismus. Für 
nicht direkt Betroffene bleibe er 
abstrakt. Diese Lücke gelte es zu 
schließen. Das Wunsiedler Forum 
wolle einen geschützten Raum 
bieten, damit beide Seiten sich 
begegnen könnten.

Bayerns Innen- und Integrati-
onsminister Joachim Herrmann 
rief zum Kampf gegen Rassismus 
und Diskriminierung im Land auf: 
„Wir müssen unsere Werte wie 
Menschlichkeit, Respekt und To-
leranz jeden Tag aufs Neue ver-
teidigen. Keiner darf bei rassis-
tischen Anfeindungen und All-
tagsdiskriminierungen tatenlos 
zusehen. Jeder Einzelne ist hier 
gefordert“, machte Herrmann 
mit Blick auf die besorgniserre-
genden Entwicklungen in den 
vergangenen Jahren deutlich.

Die Bayerische Staatsregie-

rung habe mit dem Bayerischen 
Handlungskonzept gegen Rechts-
extremismus eine Grundlage ge-
schaffen, um Rassismus, Extre-
mismus und Antisemitismus in 
Bayern schon im Ansatz zu ver-
hindern, einzudämmen und zu 
verfolgen. So leiste beispielswei-
se die Bayerische Informations-
stelle gegen Extremismus (BIGE) 
seit 2009 hervorragende Präven-
tionsarbeit. 

Der Minister unterstrich auch 
seine „Null-Toleranz-Haltung“ 
gegenüber Rassisten und Extre-
misten jeglicher Couleur bei der 
Bayerischen Polizei und betonte, 
dass Verfehlungen konsequent 
verfolgt werden. Zudem hob er 
die Bedeutung erfolgreicher In-
tegration hervor: „Denn Diskri-
minierung trifft häufig dort auf 
fruchtbaren Boden, wo Vorurtei-
le herrschen. Unsere vielfältigen 
Integrationsprojekte stärken das 
Verständnis zwischen den Kultu-
ren und bauen Barrieren ab.“

Auf den gewachsenen Bedarf 
in vielen Institutionen, Antwor-
ten auf aktuelle gesellschaftli-
che Entwicklungen wie Globali-
sierung und Protektionismus zu 
finden, Menschen vor Diskrimi-
nierung zu schützen und men-
schenfeindliche Orientierungen 
in die Schranken zu weisen, re-
agiert das Münchner Zentrum 
für Analyse, Beratung und Trai-
ning „Den Menschen im Blick“ 
in Zusammenarbeit mit der LMU 
München. Wie Gründungsdirek-
torin Dr. Britta Schellenberg im 
Rahmen eines Workshops erläu-
terte, ist es das zentrale Ziel des 
Projekts, Grundlagen und prakti-
sches Material dafür zu schaffen, 
Führungskräfte und Mitarbeiten-
de von staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Institutionen zu be-
fähigen, souverän und professio-
nell mit Beschäftigten und Klien-
ten in einer zunehmend diversen 
Gesellschaft umzugehen und sie 
fit zu machen für einen sicheren 
Umgang mit rassistischen und 
andere menschenfeindlichen Ori-
entierungen. 

Die Expertise „Den Menschen 
im Blick – kompetent gegen Ras-
sismus und Diskriminierung“ un-
terstützt Verwaltungen, kommu-
nale Träger, Wohlfahrtverbände 
und Unternehmen. Für die Ent-
wicklung der Schulungen werden 
– je nach Zweckmäßigkeit und 
Kapazitäten – engere Kooperati-
onen mit einzelnen Institutionen 
ausgelotet.

Onlineplattform

Der zweite Schwerpunkt des 
Projekts liegt in der Etablierung ei-
ner Onlineplattform. Hier werden 
internationale und interdisziplinä-
re Forschungsbefunde zum (Um-
gang mit) Rassismus vorgestellt 
und diskutiert, Erfahrungen aus 
der Alltagspraxis dargestellt sowie 
Projektergebnisse (pädagogische 
Handreichungen, Schulungsmodu- 
le und multimediale Materialien) 
zur Verfügung gestellt.

„Qualifizierte Antidiskriminie-
rungsberatung in der Praxis“ bie-
tet unter anderem die Münch-
ner Beratungsstelle BEFORE – 
Beratung und Unterstützung bei 
Diskriminierung, Rassismus und 
rechter Gewalt. Laut Antidiskri-
minierungsberaterin Lea Tesfaye 
kommen zu BEFORE zahlreiche 
Ratsuchende, die in ihrem beruf-
lichen Umfeld diskriminiert wer-
den. Starke Abhängigkeiten und 
steile Hierarchien begünstigten 
oft ein diskriminierendes Klima 
am Arbeitsplatz. Es brauche da-
her in allen Unternehmen Me-
chanismen zur Vermeidung von 
und den Umgang mit Diskrimi-
nierungen wie Beschwerdemög-
lichkeiten und Unterstützung für 
die betroffenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

Minister Joachim Herrmann.	 Bild: Projektstelle gegen Rechtsextremismus

Über die Strukturen der Anti- 
Diskriminierungsarbeit in Baden- 
Württemberg informierte Andre- 
as Foitzik, adis e.V. und Co- Spre-
cher der Landesarbeitsgemein-
schaft Anti-Diskriminierungs-
beratung Baden-Württemberg. 
Die LAG Antidiskriminierungsbe-
ratung Baden-Württemberg ist 
ein Zusammenschluss der beste-
henden und teilweise im Aufbau 
befindlichen lokalen Beratungs-
stellen und Netzwerke gegen 
Diskriminierung in Baden-Würt-
temberg. In Kooperation mit 
der Landesantidiskriminierungs-
stelle (LADS) Baden-Württem-
berg, die im Ministerium für So-
ziales und Integration angesie-
delt ist, wird am Aufbau eines 
flächendeckenden und qualifi-
zierten Beratungsangebotes im 
Land gearbeitet. Weitere wichti-
ge Partner sind u.a. die Antidis-
kriminierungsstelle des Bun-
des, der Antidiskriminierungs-
verband Deutschland (advd), 
das Demokratiezentrum Ba-
den-Württemberg, die Opfer- 
beratungsstelle LEUCHTLINIE und 
das Netzwerk LSBTTIQ Baden- 
Württemberg.

Ein Schwerpunkt der Arbeit 
liegt Foitzik zufolge in der Quali-
tätssicherung der Beratung über 
Fort- und Weiterbildung sowie 
Supervision und Intervision. Zu-
dem liegt das Augenmerk auf 
der finanziellen Absicherung der 
in der LAG ADB BW engagierten 
Beratungsstellen gegen Diskrimi-
nierung. Um im Land ein flächen-
deckendes Beratungsangebot 
zu ermöglichen, wird der Auf- 
bzw. Ausbau von Beratungsstel-
len in bisher nicht versorgten Re-
gionen angestrebt. Zudem wird  
das lokale Beratungsangebot um 
ein online-Beratungsangebot er-
gänzt. � DK

Deutscher Nachbarschaftspreis 2021: 

Wunschgroßeltern  
in Altmühlfranken

Die nebenan.de Stiftung verkündete die 16 Landessiegerprojekte 
des diesjährigen Deutschen Nachbarschaftspreises. Aus hunder-
ten Bewerbungen bundesweit wurde mithilfe von Expertenjurys 
das beste Nachbarschaftsprojekt für jedes Bundesland ausge-
wählt. In Bayern geht der Landespreis an die Initiative„Wunsch-
großeltern in Altmühlfranken“ aus Weißenburg. Für ihr Engage-
ment erhalten die Siegerprojekte ein Preisgeld von je 2.000 Euro.

Ziel des Deutschen Nachbar-
schaftspreises ist es, engagierte 
Initiativen zu würdigen, die sich 
für ihre Mitmenschen und ihre 
Nachbarschaft einsetzen und da-
durch den sozialen Zusammen-
halt stärken. Genau das leistet 
das Siegerprojekt „Wunschgroßel-
tern aus Altmühlfranken“. Die In-
itiative vermittelt seit 2014 akti-
ve Senioren und Seniorinnen aus 
der Nachbarschaft an Familien mit 
Kindern von null bis drei Jahren. 
Eine zentrale Koordinierungsstel-
le hilft dabei, dass Familien und 
Großeltern zueinander finden und 
begleitet den Kennenlernprozess. 
Das Projekt „Wunschgroßeltern in 
Altmühlfranken“ legt Wert auf ei-
nen leichten Zugang und ehren-
amtliche Teilnahme. So entsteht 
eine familiäre Atmosphäre, von 
der alle drei Generationen sozi-
al profitieren. Die nachbarschaft-
lichen Wunschgroßeltern holen 
zum Beispiel ihre Wunschenkel 
aus der Kita, wenn die Eltern kei-
ne Zeit haben. Die gemeinsame 
Zeit mit den Kindern stellt für die 

Wunschgroßeltern eine Bereiche-
rung in deren Alltag dar.

Starkes Zeichen 

„Die Landessiegerprojekte ste-
hen stellvertretend für die vie-
len Menschen, die sich über-
all in Deutschland um ihre Mit-
menschen und ihr lokales Umfeld 
kümmern. Sie tun das oft still und 
bescheiden, aber setzen dabei 
ein sehr starkes Zeichen für eine 
nachbarschaftliche Gesellschaft. 
Deshalb sollen sie viel mehr Auf-
merksamkeit erhalten als die we-
nigen, aber sehr lauten, polari-
sierenden und spaltenden Stim-
men in der Öffentlichkeit.“ Ne-
ben den Landessiegerprojekten 
werden beim Deutschen Nach-
barschaftspreis auch fünf The-
mensiegerprojekte gekürt. Die-
se werden am 3. November 2021 
bekanntgegeben. Details zu den 
Landessiegerprojekten unter ht-
tps://www.nachbarschaftspreis.
de/de/Projekte/siegerprojek-
te-2021/. � r

Schloss Steinenhausen:

Kompetenzzentrum  
für Strahlenschutz geplant

In Kulmbach soll schon bald ein neues Kompetenzzentrum für Strah-
lenschutz entstehen. Der Haushaltsausschuss des Bayerischen Land-
tags hat entsprechenden Planungen zugestimmt. Das neue Strahlen-
schutz- Kompetenzzentrum soll an der Außenstelle des Landesamtes 
für Umwelt am Schloss Steinenhausen gebaut werden. Der Neubau 
wird eine Bruttogrundfläche von über 3.700 qm haben. 15 neue Ar-
beitsplätze sollen dorthin verlagert werden. Die Kosten für den Bau 
werden derzeit auf rund 33 Millionen Euro geschätzt.

„Der Freistaat Bayern hält 
Wort. Wie in der Heimatstrategie 
2015 versprochen werden wei-
ter Behörden in den ländlichen 
Raum verlagert. In diesem Fall 
wird ein wichtiges Kompetenz-
zentrum mit hochwertigen Ar-
beitsplätzen von Augsburg nach 
Kulmbach gebracht. Ein gutes 
Zeichen für die Region“, so der 
heimische Landtagsabgeordnete 
Martin Schöffel. Auch die Stadt 
Kulmbach hat bereits ihr OK für 
die weiteren Planungen gegeben.

Das Strahlenschutzlabor wird 
sowohl Messaufgaben, als auch 
Kontrollaufgaben beim Rückbau 
der Kernkraftwerke überneh-
men. 

Die Planungen für das Kom-
petenzzentrum sind noch in ei-
nem recht frühen Stadium. Nach 
der jetzigen Freigabe durch den 
Haushaltsausschuss wird die Pla-
nung vertieft fortgesetzt. Für den 
Baubeginn braucht es später eine 
weitere Genehmigung durch den 
Haushaltsausschuss. � r

Bezirk Mittelfranken:

Gefragte und neutrale Beratungsstelle
1996 mit Unterstützung des Bezirks Mittelfranken ins Le-

ben gerufen, ist die Mittelfränkische Gesellschaft zur Förde-
rung erneuerbarer Energien und nachwachsender Rohstoffe 
e. V. (MER) bis heute eine neutrale und unabhängige Informa-
tions- und Beratungsstelle. Der Verein verfolgt den Zweck, die 
Entwicklung und die Nutzung erneuerbarer, umweltfreund-
licher Energieversorgungstechnologien (beispielsweise Son-
nenenergie, Wasserstoff, Windkraft), die Methoden der ra-
tionellen Energienutzung und ihre Anwendung unter Praxis-
bedingungen in Mittelfranken zu fördern. Der Verein arbeitet 
eng mit dem Netzwerk Erneuerbare Energien Westmittelfran-
ken zusammen. In seiner jüngsten Sitzung hat sich der Bezirk-
sausschuss einstimmig dafür ausgesprochen, die zukunftsori-
entierte Arbeit der MER auch in diesem Jahr mit einer Förde-
rung in Höhe von 25.600 Euro zu unterstützen. � r


